
Schiedsgutachter
Schiedsrichter



Schieds-(gutachter)-verfahren

Besonders in der Bau- und Immobilienwirtschaft werden bei Verfahren, bei
hohen Streitwerten oder komplizierten Fachfragen, die Vorteile eines
Schiedsverfahrens gerne von den Parteien wahrgenommen
Auch in der Privatwirtschaft, insbesondere bei großen
Unternehmenstransaktionen, werden Schiedsgerichte als Konfliktlöser
bevorzugt

Sachverständige fungieren hier als
 Schiedsgutachter oder
 Schiedsrichter
 Sachverständiger
 Privatgutachter
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Schiedsgutachter/Schiedsrichter
• Schiedsgutachter
• ist überwiegend mit der 

Sachaufklärung befasst
• Nach Erstattung des 

Schiedsgutachtens ist ein 
weiterer Streit vor Gericht 
nicht ganz ausgeschlossen

• Tätigkeit unterliegt nur einem 
Mindestmaß an 
Formvorschriften

• keine geregelte Ablehnung 
von Schiedsgutachtern

• Schiedsrichter
• führt ein 

Schiedsgerichtverfahren, also 
eine Art Prozess

• Deshalb sind Formvorschriften 
zu beachten

• Schiedsspruch rechtlich 
verbindlich und vollstreckbar

• Ablehnungsgründe in ZPO 
normiert
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Schiedsgutachter



Schiedsgutachter
• Auch der Schiedsgutachter wird privatrechtlich aufgrund einer 

zwischen den Parteien getroffenen Vereinbarung tätig
• Schiedsgutachtenvertrag oder Klausel zB Unternehmenskaufvertrag
• Schiedsgutachter soll gleich dem Schiedsgericht eine streitige 

rechtliche oder tatsächliche Frage sachverständig und unparteiisch 
mit bindender Wirkung für die Parteien beurteilen

• Keine Formvorschriften
• Keine rechtlich verbindliche und vollstreckbare Entscheidung durch 

den Schiedsgutachter
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Schiedsgutachter
• Schiedsgutachter liefern nur die Grundlage für eine Entscheidung 

oder eine Streitbereinigung
• Ein   Schiedsgutachten   ist   nur   dann unverbindlich, wenn es 

offenbar unrichtig oder offenbar unbillig ist. Eine  offenbare  
Unrichtigkeit  ist  dann gegeben, wenn sich die Unrichtigkeit dem 
sachkundigen und unbefangenen Beobachter sofort aufdrängt

• Schiedsgutachter sind meist öffentlich bestellte und vereidigte 
Sachverständige oder Juristen

 zB Schiedsgutachter wird tätig bei Auseinandersetzungen um den 
Wert einer Immobilie oder eines Unternehmens oder Ausmaß eines 
Schadens festzustellen

6



Schiedsgutachter

• eine rechtliche Beurteilung des Sachverhalts ist dem 
Schiedsgutachter verwehrt, denn er habe nur die Grundlage für eine 
solche Entscheidung oder für eine Streitbereinigung zu schaffen

• Unparteilichkeit und Unabhängigkeit sind nicht gewährleistet, wenn 
nur von einer Partei bestellt

§ 77 Abs. 2 WTBG - Wirtschaftstreuhandberufsgesetz 2017 
Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften, die
Abschlussprüfungen durchführen, sind verpflichtet, Prüfungs- oder
Sachverständigenaufträge abzulehnen, wenn Ausschließungsgründe
oder Befangenheitsgründe gemäß § 19 oder § 20 JN vorliegen
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Schiedsgutachterklausel

Beispiel

Als Schiedsgutachter soll auf Antrag einer Partei oder beider Parteien von 
der Kammer der Steuerberater und Wirtschaftsprüfer ein öffentlich 
bestellter und vereidigter Sachverständiger benannt und sodann von den 
Parteien beauftragt werden. Im Falle der Verhinderung oder  des  
Vorliegens  von  Ablehnungsgründen  wegen  Besorgnis  der Befangenheit  
soll von der Kammer ein Ersatzsachverständiger benannt werden
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Schiedsrichter im 
Schiedsverfahren



Schiedsgerichtsbarkeit
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Schiedsgerichtsbarkeit
 Dient zur Konfliktlösung außerhalb der staatlichen Gerichte
 Erledigung zivilrechtlicher Streitigkeiten durch nichtstaatliche 

Entscheidungsorgane
 §§ 577-618 ZPO gelten bei Sitz in Österreich, nur teilweise zwingende 

Regelungen 
 Verfahrensgestaltung grundsätzlich frei
 Schiedsfähig: vermögensrechtliche / vergleichsfähige sonstige 

Ansprüche
 nicht: familienrechtliche Ansprüche, Ansprüche nach MRG, WEG, 

Sozialrechtssachen, teilw. Arbeitsrechtssachen
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Schiedsgerichtsbarkeit

 Entscheidung einer Streitfrage
 Schiedsspruch ist bindend
 kein Rechtsmittelverfahren
 Schiedsspruch und Schiedsvergleich sind Vollstreckungstitel (§ 1 Z 

16 EO)
 allenfalls staatliche Nachkontrolle
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Inhalt einer Schiedsklausel
• Anwendbares formelles Recht (Verfahrensrecht)
• Ort des Schiedsverfahrens
• Verfahrenssprache
• Urkunden (beglaubigte oder einfache Übersetzung)
• Anzahl der Schiedsrichter
• Nominierung und Anzahl der Schiedsrichter
• Fachliche Qualifikation der Schiedsrichter
• Zusammensetzung des Schiedsgerichts und
• Bestellung der Schiedsrichter
• Sitz des Schiedsgerichts
• Vertraulichkeitsregeln für Beteiligte
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Schiedsrichter - Ablehnung
§ 588 Zivilprozessordnung (ZPO)
(1) Will eine Person ein Schiedsrichteramt übernehmen, so hat sie alle 

Umstände offen zu legen, die Zweifel an ihrer Unparteilichkeit oder 
Unabhängigkeit wecken können oder der Parteienvereinbarung 
widersprechen. Ein Schiedsrichter hat vom Zeitpunkt seiner Bestellung an 
und während des Schiedsverfahrens den Parteien unverzüglich solche 
Umstände offen zu legen, wenn er sie ihnen nicht schon vorher mitgeteilt 
hat.

(2) Ein Schiedsrichter kann nur abgelehnt werden, wenn Umstände vorliegen, 
die berechtigte Zweifel an seiner Unparteilichkeit oder Unabhängigkeit 
wecken, oder wenn er die zwischen den Parteien vereinbarten 
Voraussetzungen nicht erfüllt. Eine Partei kann einen Schiedsrichter, den 
sie bestellt hat oder an dessen Bestellung sie mitgewirkt hat, nur aus 
Gründen ablehnen, die ihr erst nach der Bestellung oder Mitwirkung daran 
bekannt geworden sind.
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Schiedsrichter - Ablehnung

§ 588 Zivilprozessordnung (ZPO)
 Aktive Offenlegungspflicht des (potenziellen) Schiedsrichters über alle 

Umstände, die Zweifel an seiner Unparteilichkeit oder Unabhängigkeit 
wecken können

 Schiedsrichter muss der Offenlegung ohne schuldhaftes Zögern 
nachkommen

Der Verstoß gegen die Offenlegungspflicht ist per se kein Aufhebungsgrund für 
einen Schiedsspruch. Entscheidend ist in diesem Zusammenhang, ob der vom 
Schiedsrichter verschwiegene Umstand so gravierend ist, dass er dazu führt, 
dass das Schiedsgericht als nicht ordnungsgemäß besetzt zu werten ist
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Schiedsrichter - Ablehnung

Konsequenzen bei Verstoß gegen die Offenlegungspflicht 
 Allenfalls schadenersatzrechtliche Folgen wenn sich nachträglich doch das 

Vorliegen offenlegungspflichtiger Umstände herausstellen sollte, welche der 
Schiedsrichter schuldhaft nicht erforscht bzw verschwiegen hat und welche 
den Schiedsparteien unbekannt waren

 Allenfalls Kündigung des Schiedsrichtervertrages durch die Schiedspartei 
aus wichtigem Grund

 Ein (letztlich erfolgreich geltend gemachter) Ablehnungsgrund, der schon vor 
der Schiedsrichterbestellung vorlag, aber vom Schiedsrichter nicht 
offengelegt wurde, führt zum gänzlichen Honorarentfall 
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Schiedsrichter - Ablehnung

Ablehnungsgründe nach ZPO mangels Parteienvereinbarung
 Anwendung gesetzlicher Vorschrift
Unparteilichkeit wird als
Neutralität (Objektivität, Unbefangenheit, Unvoreingenommenheit) gegenüber
den Schiedsparteien, deren Bevollmächtigten und dem Streitgegenstand
verstanden

Unabhängigkeit ist dann gegeben, wenn der Schiedsrichter
 von den Schiedsparteien persönlich und wirtschaftlich unabhängig ist
 sein Amt weisungsungebunden ausübt und
 kein wirtschaftliches Interesse am Ausgang des Verfahrens hat
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Schiedsrichter - Ablehnung
Einteilung in
a) Beziehungen zu den Schiedsparteien
b) Beziehungen zu den Verfahrensbevollmächtigten
c) Beziehungen innerhalb des Schiedsgerichtes
d) Berührungspunkte zum Rechtsstreit
e) Beziehungen zu der den Schiedsrichter bestellenden Instanz

Ad a
 Identität mit einer Schiedspartei
 Organfunktion oder ähnliche kontrollierende Funktion bei einer

Schiedspartei oder einer mit dieser verbundenen Person, wenn diese direkt
in den Streitfall involviert ist
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Schiedsrichter - Ablehnung
Wirtschaftliches Interesse an einer Schiedspartei oder an einer mit dieser

verbundenen Einheit bzw am Ausgang des Schiedsverfahrens
zB Angestellter einer Schiedspartei oder in sonstiger vertraglicher Beziehung
zu ihr steht, eine Honorarvereinbarung mit nur einer Schiedspartei getroffen
hat oder Gesellschafter einer Schiedspartei ist
 Verwandtschaft
 Freundschaft, soziale oder wissenschaftliche Kontakte: nicht bei weit

zurückliegenden Kontakten
 Feindschaft

zB unsachliche persönliche Bemerkungen gegenüber einer Schiedspartei
 Geschäftliche Beziehungen: nicht bei weit zurückliegenden Kontakten
 Gutachtertätigkeit: Privatgutachten erstattet
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Schiedsrichter - Ablehnung
Ad b
 Gegenwärtige Mitgliedschaft in derselben Anwaltssozietät
NICHT
 Mitgliedschaft in derselben Berufs- oder sonstigen Interessenvereinigung

begründet hingegen keine berechtigten Zweifel

Ad d
 bestellende Instanz: Schiedsinstitution, berufliche Interessensvertretung
Regelmäßige Beratung der den Schiedsrichter bestellenden Instanz oder einer mit
dieser verbundenen Einheit: Sofern der Schiedsrichter oder sein Unternehmen
hiervon substanzielle Einkünfte erzielt
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Schiedsrichter - Ablehnung

zusätzliche Erfordernisse (Qualifikationen) aufgrund Parteienvereinbarung
 Können aufgrund Parteiautonomie in Absprache zwischen den Schiedsparteien

vereinbart werden
 Haben den gleichen Rang und lösen – im Falle ihres Fehlens – die gleichen

Rechtsfolgen aus wie das Fehlen der gesetzlichen Voraussetzungen der
Unparteilichkeit und Unabhängigkeit

 In der Praxis zB Sachkunde, Sprachkenntnisse Nationalität, bestimmte
berufliche Qualifikation (zB Universitätsprofessor, Rechtsanwalt, Kaufmann,
Techniker usw)
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Schiedsrichter - Ablehnung

§ 589 Zivilprozessordnung (ZPO)
(1) Die Parteien können (…) für die Ablehnung eines Schiedsrichters 
frei vereinbaren.

.
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Grundsatz der Privatautonomie: Die Parteien können in
jedem Verfahrensabschnitt bis zur Grenze der Sittenwidrigkeit
auch anderes vereinbaren



Schiedsrichter - Ablehnung

Freie Vereinbarung des Ablehnungsverfahrens 
 entweder durch Verweis auf bestehende Ablehnungsregeln internationaler 

Schiedsverträge, oder auf 
 nationale Schiedsgesetze und institutionelle Schiedsordnungen oder 
 durch Konzeption eigener Regeln 
 in Bezug auf die Form des Ablehnungsantrags, Beginn und Länge der 

Verfahrensfristen, Beweislastregeln, Anhörungsrechte und bezüglich der 
Ablehnungsentscheidung (Beschlusserfordernisse, Mitwirkung des 
abgelehnten Schiedsrichters)
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Schiedsrichter - Ablehnung

§ 589 Zivilprozessordnung (ZPO)
(1) Die Parteien können vorbehaltlich des Abs. 3 ein Verfahren für die 
Ablehnung eines Schiedsrichters frei vereinbaren.
(2) Fehlt eine solche Vereinbarung, so hat die Partei, die einen
Schiedsrichter ablehnt, binnen vier Wochen, nachdem ihr die
Zusammensetzung des Schiedsgerichts oder ein Umstand im Sinne
von § 588 Abs. 2 bekannt geworden ist, dem Schiedsgericht
schriftlich die Ablehnungsgründe darzulegen. Tritt der abgelehnte
Schiedsrichter von seinem Amt nicht zurück oder stimmt die andere
Partei der Ablehnung nicht zu, so entscheidet das Schiedsgericht
einschließlich des abgelehnten Schiedsrichters über die Ablehnung.

.
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Schiedsrichter - Ablehnung

§ 589 Zivilprozessordnung (ZPO)
(3) Bleibt eine Ablehnung nach dem von den Parteien vereinbarten Verfahren
oder nach dem in Abs. 2 vorgesehenen Verfahren erfolglos, so kann die
ablehnende Partei binnen vier Wochen, nachdem ihr die Entscheidung,
mit der die Ablehnung verweigert wurde, zugegangen ist, bei Gericht eine
Entscheidung über die Ablehnung beantragen. Gegen diese Entscheidung
ist kein Rechtsmittel zulässig. Während ein solcher Antrag anhängig ist, kann
das Schiedsgericht einschließlich des abgelehnten Schiedsrichters das
Schiedsverfahren fortsetzen und einen Schiedsspruch erlassen
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Zwingende Kontrolle durch das Gericht

Die erklärte Ablehnung eines Schiedsrichters wirkt nur für die
Zukunft. Die vor der Geltendmachung der Ablehnung
vorgenommenen Amtshandlungen des abgelehnten
Schiedsrichters sind und bleiben wirksam



Schiedsrichter - Ablehnung

 Wird der Schiedsrichter durch das staatliche Gericht nicht abgelehnt, kann
der geltend gemachte Ablehnungsgrund auch im Aufhebungsverfahren
oder im Anerkennungs- und Vollstreckungsverfahren (Kontrolle des
Schiedsspruchs durch das staatliche Gericht) nicht mehr geltend gemacht
werden

 Wird der Schiedsrichter durch das staatliche Gericht vor Fällung des
Schiedsspruches rechtskräftig abgelehnt, so endet damit das Amt des
Schiedsrichters Eine für begründet erklärte Ablehnung wirkt daher
grundsätzlich nur für die Zukunft; vom abgelehnten Schiedsrichter
vorgenommene Handlungen bleiben wirksam

 Wird der Schiedsrichter durch das staatliche Gericht nach Fällung des
Schiedsspruches abgelehnt, so ändert dies nichts an der Gültigkeit des
Schiedsspruches. Dieser kann wegen fehlerhafter Zusammensetzung des
Schiedsgerichts angefochten werden
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Der Sachverständige im 
Schiedsverfahren



Bestellung Sachverständiger/Privatgutachter

§ 601 (1) ZPO
Haben die Parteien nichts anderes vereinbart, so kann das Schiedsgericht
1. einen oder mehrere Sachverständige zur Erstattung eines Gutachtens 
über bestimmte vom Schiedsgericht festzulegende Fragen bestellen;
(3) Auf den vom Schiedsgericht bestellten Sachverständigen sind §§
588 und 589 Abs. 1 und 2 (Ablehnung des Schiedsrichters) entsprechend 
anzuwenden.
(4) Haben die Parteien nichts anderes vereinbart, so hat jede Partei das 
Recht, Gutachten eigener Sachverständiger vorzulegen. Abs. 2 gilt 
entsprechend. (Privatgutachten)
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Bestellung Sachverständiger/Privatgutachter

 Entweder gibt es Parteienvereinbarung oder
 Schiedsgericht nimmt die Bestellung von SV vor
 Beiziehung eines Sachverständigen zur Gänze oder nur in bestimmten 

Verfahrensabschnitten möglich
 Gutachtertätigkeit auf bestimmte Fragenbereiche einschränkbar
 Auswahl des Schiedsgerichtes auf bestimmte Personen oder auf 

bestimmte Fragen einschränkbar
 Soweit die Parteien im Rahmen der Parteiautonomie nicht anderes 

vereinbart haben, entscheidet damit das Schiedsgericht über die 
Ablehnung ohne die Möglichkeit einer nachfolgenden Anrufung des 
staatlichen Gerichtes
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Schiedsklausel VIAC

Alle Streitigkeiten oder Ansprüche, die sich aus oder im
Zusammenhang mit diesem Vertrag ergeben, einschließlich
Streitigkeiten über dessen Gültigkeit, Verletzung, Auflösung oder
Nichtigkeit, werden nach der Schiedsordnung (Wiener Regeln) der
Internationalen Schiedsinstitution der Wirtschaftskammer Österreich
(VIAC) von einem oder drei gemäß diesen Regeln bestellten
Schiedsrichtern endgültig entschieden.

VIAC: https://www.viac.eu/de/
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Schiedsgerichtsbarkeit/Staatliche Gerichtsbarkeit
• Vorteile

 Fachkompetenz der Schiedsrichter
 Kürzere Dauer
 Einfluss der Parteien auf 

Verfahrensrecht
 Vertraulichkeit
 Hohe Vergleichsgeneigtheit
 Auswahl der Schiedsrichter
 Kein Instanzenzug

 Nachteile
 ev höhere Kosten
 tlw Verzicht auf rechtliches 

Gehör
 Fehlen von Instanzenzug
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Sachverständigengutachten
im Allgemeinen



Stellenwert des Sachverständigengutachtens
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Ein Sachverständigengutachten kann nicht von vornherein irgendeinen
“Mehrwert an Beweiskraft” im Vergleich zu anderen Beweismitteln
beanspruchen; es ist nicht so, dass eine Tatsache allein deswegen als
erwiesen anzunehmen wäre, weil sie in einem
Sachverständigengutachten dargetan wird

Gleichheit der Beweismittel



Grundsätze bei Gutachtenserstellung
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 Pflicht zur persönlichen Gutachtenserstattung 
 Es dürfen nur Hilfskräfte beigezogen werden, die unter der fachlichen 

Anleitung des SV arbeiten und kein abgesondert verwertbares Ergebnis 
produzieren

 Keine Beweiswürdigung im Gutachten
zB SV darf nicht, wenn Urkunden und/oder Aussagen einander 
widersprechen oder anwesende Parteienvertreter erklären, dass diese 
im Verfahren bestritten werden, würdigen, was wahr ist und was nicht

 Keine rechtliche Beurteilung im Gutachten



Grundsätze bei Gutachtenserstellung
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 Inhalt und Umfang des Gutachtens werden durch den 
gerichtlichen/behördlichen Auftrag bestimmt 

 Ist dessen Inhalt zweifelhaft, ist das Gericht/die Behörde um Präzisierung 
zu ersuchen (2.10.1. Standesregeln)

 Insgesamt Einhaltung der Standesregeln für Gerichtssachverständige 
gemäß

2. Verhalten bei Erstattung von Befund und Gutachten, insbesondere
über gerichtlichen (staatsanwaltschaftlichen,
verwaltungsbehördlichen) Auftrag



Grundsätze bei Gutachtenserstellung- Standesregeln
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2.1 Der Sachverständige hat die ihm vom Gericht (von der Staatsanwaltschaft oder
der Verwaltungsbehörde) für seine Gutachterarbeit erteilten Fristen einzuhalten.
Insbesondere hat der Sachverständige nach seiner Bestellung unverzüglich zu prüfen,
ob er den ihm erteilten Auftrag innerhalb der festgesetzten Frist verlässlich erfüllen
kann

2.5 Der Sachverständige hat bei Erstattung von Befund und Gutachten auch die
Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und Verfahrensökonomie zu beachten.
Insbesondere hat er sich an den ihm erteilten Auftrag zu halten und eine
Auftragsüberschreitung zu vermeiden. Zweifel über den Umfang und Inhalt des
Gutachtensauftrags sind durch Rückfragen beim Auftraggeber aufzuklären. Dabei ist
der Sachverständige verpflichtet, den Auftraggeber auf allfällige weitere, für die
Gutachtenserstattung relevante Umstände aufmerksam zu machen; er hat auch
diesbezüglich die Weisung des Auftraggebers (etwa durch eine Ergänzung oder
Änderung des Gutachtensauftrags) einzuholen.



Gutachtensauftrag
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Beispiel

Der Sachverständige B wurde gerichtlich/verwaltungsbehördlich
beauftragt, ein Gutachten zur Frage, ob die Lärmimmissionen
ausgehend von der Betriebsliegenschaft des Unternehmens A auf den
Gartenbereich der Liegenschaft von Familie X erheblich einwirken, zu
erstellen



Grundsätze bei Gutachtenserstellung
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Behörde/Gericht muss sich bei der Vorgabe des Beweisthemas bemühen, 
so zu formulieren, dass der Sachverständige mit den Begrifflichkeiten 
seines Fachgebietes daran anknüpfen kann
 Vorgabe des Beweisthemas- Abgrenzung Tatfrage zur Rechtsfrage
- Übermittlung des Sachverhalts (Gerichtsakten)
- Welche Tatsachen ermittelt werden sollen
- Welche Beweise der Sachverständige aufnehmen soll ua durch 

Mitwirkungspflicht der Parteien und Dritter zB durch Beibringung von 
Urkunden (zB ärztliches Attest) und von Augenscheinsgegenständen (zB
Tatwaffe)



Abgrenzung Tatfrage/Rechtsfrage

Tatfrage
= Sachverhalt
 Sachverständiger trägt zur 

Ermittlung des Sachverhalts 
bei

 Konkretisierung der Tatfrage 
erfolgt im Gutachten

zB med. Sachverständiger stellt 
Art, Dauer, Intensität der 
Schmerzen fest

Rechtsfrage
= juristische Beurteilung
 Klärung der Rechtsfrage 

durch 
Gericht/Verwaltungsbehörde

 Klärung der Rechtsfrage nach 
Ermittlung bzw. basierend auf 
Sachverhalt

 Keine rechtliche Beurteilung 
durch Sachverständigen

zB Gericht bestimmt die Höhe 
des Schmerzgeldanspruches
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Aufgabenstellung/Beweisthema

Quelle Oberleitner in Janauer/Kerschner/Oberleitner, Der Sachverständige im Umweltverfahren
Attlmayer/Walzel, Handbuch des Sachverständigenrechts
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Befund/Gutachten

41

Jedes SV-Gutachten besteht aus 
Befund & Gutachten

Gert Kloesch AVG Blockseminar 2013



Aufgabenstellung/Beweisthema
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• Jedes Gutachten muss inhaltlich aus zwei Teilen bestehen 
 Befund und 
 Gutachten im engeren Sinne. 
• Sachverständiger erhebt und stellt zunächst entsprechende 

Tatsachen fest (Befund) und zieht aufgrund seiner Fachkunde 
entsprechende Schlussfolgerungen über die Ursachen oder 
Wirkungen dieser Tatsachen (Gutachten im engeren Sinne)

• Grundsätzlich keine Formvorschiften
 Mündlich oder schriftlich
 rechtliche Irrelevanz der Bezeichnung (zB Stellungnahme, 

gutachtliche Äußerung) 



Befund/Gutachten
• Keine Formvorschriften - Ausnahme

außer Materiengesetze sehen speziellere Regelungen vor

§ 141 EO (4) Der Sachverständige hat in das Gutachten auch einen 
Lageplan und bei Gebäuden auch einen Grundriss sowie zumindest ein 
Bild aufzunehmen. Er hat dem Gericht das Gutachten sowie eine 
Kurzfassung hievon auch in elektronischer Form zur Verfügung zu 
stellen
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Befund/Gutachten
 Definition Befund 
• Feststellung und Beschreibung von Tatsachen 
• Ermittlungstätigkeit des Sachverständigen = Befundaufnahme 

zB Blutbild, Beschreibung einer Liegenschaft oder eine 
Fotodokumentation über die Mängel eines Bauwerks

 Definition Gutachten i.e.Sinn
• Schlussfolgerungen, die Sachverständige aus ermittelten Tatsachen 

unter Anwendung von Erfahrungssätzen ziehen
zB aus dem Blutbild abgeleitete Diagnose, Schätzung des 
Verkehrswerts der Liegenschaft oder Aussagen über die Ursache der 
festgehaltenen Baumängel
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Gutachten i.w.Sinn
Anforderungen an das Gutachten 
 Verwendung einer verständlichen Sprache
 Gutachten muss 
 nachprüfbar und 
 nachvollziehbar sein
Nachprüfbar ist es, wenn ein Fachmann den Inhalt und die Ansätze bis ins 
Detail überprüfen kann
Nachvollziehbar ist es , wenn ein Laie die Entwicklung der Gedanken des 
Sachverständigen im Gutachten verstehen und zuordnen kann

Mindestmaß an Verständlichkeit erforderlich
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Gutachten i.w. Sinn

 Gutachten ist eine wissenschaftliche Arbeit und ist
dementsprechend nach den Regeln der Wissenschaft abzugeben

 Gutachten muss den aktuellen Stand der wissenschaftlichen 
Erkenntnisse wiedergeben

 Sachverständiger hat sich jener Methoden zu bedienen, die nach den 
Regeln des Faches zu verlässlichen Ergebnis führen

 Methode und deren Auswahl sind zu erläutern
 Gutachten i.e. Sinn muss auf Befund basieren
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Sachverständigengutachten
Mögliche Gliederung
 Wiedergabe des gerichtlichen Auftrags und Fragestellung 
 Offenlegung der Methodik
 Begriffserklärungen
 Grundlagen für die Gutachtenserstattung; 
 Befund
 Darstellung der Befundaufnahme
 Auseinandersetzung mit Einwendungen von Beteiligten
 Auseinandersetzung mit anderen Meinungen
 Schlussfolgerungen entsprechend dem Auftrag
 Darlegung auf welche Art und Weise der SV zu den Schlussfolgerungen 

kommt
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Überprüfung des Gutachtens

Quelle Oberleitner in Janauer/Kerschner/Oberleitner, Der Sachverständige im Umweltverfahren
Attlmayer/Walzel, Handbuch des Sachverständigenrechts
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Standesregeln Gerichtssachverständige 

Pflichten des Sachverständigen
Beispiel
Ein Arbeitsinspektor, der den Mangel an einer Laserschneidemaschine
begutachtete, musste nach Vorlage des Gutachtens zugestehen, dass er zwar
eine theoretische Ausbildung genossen, aber keinerlei praktische Erfahrungen
erworben hatte. Das Gutachten samt Erörterung wurde zunächst honoriert, der
Sachverständige aber im weiteren Verfahren ausgetauscht, wobei der neue
Sachverständige ein abweichendes Gutachten erstattete. In einem
Folgeprozess musste er die empfangenen Gebühren zurückzahlen
(OGH 30. 10. 2008, 2 Ob 180/08x)
Sofern kausal für eine falsche Entscheidung des Gerichts/der Behörde

mögliche Schadenersatzpflicht wenn rechtwidrig und
schuldhaft
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Pflichten des Sachverständigen

Es ist Aufgabe des gerichtlich bestellten Sachverständigen, den Gutachtensauftrag
kritisch zu hinterfragen, seine Terminologie klarzustellen und den
Beurteilungsgegenstand eindeutig abzugrenzen
Es ist auch seine Aufgabe, allenfalls notwendige weitere Unterlagen beizuschaffen
und die allfällige Durchführung eines Ortsaugenscheins oder von
Beweisaufnahmen anzuregen, die zur Durchführung des Gutachtensauftrags
notwendig sind
Tut er dies nicht, begründet dies ein Verschulden
Der Sachverständige darf sich auch nicht darauf verlassen, dass es ihm ermöglicht
werde, sein Gutachten im Zuge der Erörterung zu korrigieren oder zu ergänzen
(OGH 30.10. 2008, 2 Ob 180/08x)
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Mängel
Beispiel

Der Sachverständige B wurde gerichtlich/verwaltungsbehördlich beauftragt, ein
Gutachten zur Frage zu erstellen, ob die Lärmimmissionen ausgehend von der
Betriebsliegenschaft des Unternehmens A auf den Gartenbereich der
Liegenschaft von Familie X erheblich einwirken

Der Sachverständige unterließ es die einwirkenden Lärmimmissionen zu
messen, sondern lediglich zu schätzen, obwohl einer Messung kein Hindernis
entgegenstand

51


